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Experimente. Der Nobelpreiskandidat Ernst Fehr zeigt, warum
Menschen gern zusammenarbeiten, es aber oft trotzdem nicht tun.

HELMUT KRETZL

Der Vorarlberger Ernst Fehr (56)
ist Professor für Mikroökonomie
und Empirische Wirtschaftsfor-
schung an der Universität Zürich.
Dank seiner Forschungsarbeiten
über die Motivation wirtschaftli-
chen Handelns gilt er regelmäßig
als ein Kandidat für den Wirt-
schaftsnobelpreis. Die SN spra-
chen mit dem Ökonomen am Ran-
de der Internationalen Genossen-
schaftswissenschaftlichen Tagung
(IGT) in Wien.

SN: Sie sehen neben einer wirt-
schaftlichen eine intellektuelle Kri-
se. Betrifft das auch das Wirt-
schaftsmodell selbst?

Fehr: Die Marktwirtschaft als
grundlegendes Organisations-
prinzip ist durch die Krise nicht
infrage gestellt. Aber das bisheri-
ge Modell, das davon ausging,
dass Finanzmärkte weitgehend
unreguliert sein sollen, wurde
stark erschüttert. Die Politik hat
darauf reagiert und reguliert jetzt
die Finanzmärkte. Das geht in die
Richtung, dass Eigenkapitalpols-
ter viel höher sein müssen. Mit in-
tellektueller Krise meine ich: Wir
hatten keine Modelle der Makro-
ökonomie, die vorhergesagt hät-
ten, dass eine Krise im US-Immo-
bilienmarkt und am Finanzmarkt
eine Weltwirtschaftskrise auslö-
sen kann.

SN: Es gibt jetzt mehr Regulierung
und Anleihenkäufe durch die Euro-
päische Zentralbank. Sind das die
richtigen Lehren aus der Krise?

Fehr: Ja, teilweise. Wir sind in ei-
ner schwierigen Situation. Auf der
einen Seite muss die EU langfristi-
ge Institutionen schaffen und
Fehlanreize zur Überschuldung
der öffentlichen Haushalte besei-
tigen. Auf der anderen Seite muss

man den in Not geratenen Staaten
kurzfristig helfen. Und wie bei je-
der Hilfe: Wenn ich einem Ar-
beitslosen helfe, senke ich seinen
Anreiz, Arbeit zu suchen. Wenn
ich einem Staat in Not helfe, hat er
weniger Anreiz, die Überschul-
dung zu vermeiden. Aber wir ha-
ben derzeit einfach keine Instru-
mente, Staaten bankrottgehen zu
lassen. In den USA haben ganze

Teilstaaten Bankrott angemeldet.
Aber da gibt es ein gefestigtes In-
stitutionengefüge, das nicht gleich
die ganze Währung in Gefahr
brachte.

SN: Ist Europa also auf dem rich-
tigen Weg?

Fehr: Im Prinzip ist der EZB nicht
viel anderes übrig geblieben, als
Feuerwehr zu spielen. Gleichzei-
tig knüpft sie ihre Hilfestellung
daran, dass das Land bereit ist,
um Hilfe anzusuchen und damit
Auflagen auf sich zu nehmen. Das
Wichtige ist ja, dass wir durch die
Feuerwehraktion der EZB nicht
langfristige Anreize schaffen, eine
Politik, die in die Krise geführt
hat, weiterzuverfolgen.

SN: Ein zentraler Begriff Ihrer Mo-
delle ist die Sanktion.

Fehr: Darum kommen Sie nie he-
rum. Bei einem Gegensatz zwi-
schen Eigennutzen und dem Nut-
zen der Gemeinschaft gibt es zwei
Möglichkeiten: Entweder gibt es
genügend freiwilligen Gemein-
schaftssinn oder man muss eine

Form von Zwang anwenden. Kein
Land stellt ihren Staatsbürgern
frei, Steuern zu zahlen oder nicht.

Wir konnten zeigen, dass sehr
viele Leute eine gemeinnützige
Motivation haben und dass trotz-
dem die Kooperation zusammen-
bricht. Die Leute sind ja gar nicht
so egoistisch, wie die ökonomi-
sche Theorie unterstellt. Aber
diese Gemeinnutzorientierung
reicht trotzdem nicht aus, um die
öffentlichen Güter zu produzie-
ren, die wir brauchen.

SN: Wo würden Sie als Berater zur
Bewältigung des Euroschulden-
problems ansetzen?

Fehr: Ich bin experimenteller For-
scher, kein Eurokrisenexperte.
Aber die Dinge liegen auf dem
Tisch: Sie müssen Institutionen
haben, die die Staaten dazu zwin-
gen, Budgetdisziplin einzuhalten,
mittel- bis langfristig. Auf der an-
deren Seite brauchen Sie kurzfris-
tige Maßnahmen, um den betref-
fenden Ländern unter die Arme
zu greifen. In letzter Konsequenz
brauchen wir einen europäischen
Finanzausgleich wie in Öster-
reich, wo die reichen Bundeslän-
der de facto die ärmeren subven-
tionieren.

In jedem zivilisierten Land der
Welt unterstützen die reichen die
ärmeren Regionen. Gleichzeitig
kann man die ärmeren Regionen
nicht aus der Pflicht nehmen, sich
auch selbst zu helfen. Das müssen
wir auf gesamteuropäischer Ebe-
ne lösen.

SN: Bietet die Experimentelle Öko-
nomie Instrumente für eine Lösung
der aktuellen Probleme an?

Fehr: Die gibt es sicher. Aber für
die konkreten Implikationen
müsste ich mich ein paar Monate
hinsetzen und überlegen. Das ha-
be ich nicht gemacht, daher kann
ich dazu nichts Wichtiges sagen.

SN: Es gibt Experimente, die zei-
gen, dass griechische Probanden
weniger kooperieren als deutsche
oder österreichische. Lässt sich
das verändern?

Fehr: Vergessen wir nicht: Gute
Institutionen sind ein öffentliches
Gut. Die Generation der heute 20-
Jährigen hat in Österreich nichts
dazu beigetragen, dass die Institu-
tionen gut sind. Das waren ihre
Eltern und Großeltern. Wenn Sie
griechische Institutionen hätten
mit deutschen Staatsbürgern,
würde es auch nicht funktionie-
ren. Griechenland hat das Pech,
dass es dort an guten Institutionen
fehlt, wie etwa einem vernünfti-
ges Steuergesetz, etwas, das von
ganz elementarer Bedeutung ist.
Dorthin zu kommen ist immer ein
mühsamer Prozess.

Die weitverbreitete Steuerhin-
terziehung ist entstanden, weil die
Institutionen so schlecht funktio-
niert haben. Die Griechen sind ja
keine bösen Menschen. Wenn es
in Österreich eine laxe Gesetzge-
bung bei der Invalidenversiche-
rung gäbe, hätten wir auch rasch
30 Prozent Invalide. Der Zusam-
menbruch der Kooperation in
meinem Experiment zeigt solche
Entwicklungen wie in einem Rea-
genzglas. Wenn eine laxe Gesetz-
gebung erlaubt, den Staat auszu-
nutzen, wird das auch passieren,
in jedem Land der Welt.

SN: Wie fassen Sie die Ergebnisse
Ihrer Experimente zusammen?

Fehr: Der Eigennutz der Men-
schen ist immer ein starkes Motiv.
Aber es gibt daneben auch noch
andere, soziale Motive, die wich-
tige Konsequenzen für die Funk-
tionsweise von Wirtschaft und
Gesellschaft haben.

SN: Sie waren Leiter der Wiener
Uni-Basisgruppe „Roter Börsen-
krach“. Was halten Sie von Bewe-
gungen wie Occupy Wall Street?

Fehr: Das ist die Spitze des Eis-
bergs. Viele normale Bürger, die
nichts mit einer Revolution im
Sinn haben, empfinden die Ein-
kommensungleichheiten als ab-
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Zusammenarbeit im
Reagenzglas
Das junge Gebiet der Experimen-
tellen Ökonomie untersucht in La-
borsituationen das Verhalten von
Personen untereinander und ana-
lysiert die Beweggründe dafür. Die
neue Disziplin geht über die reine
Wirtschaftswissenschaft hinaus
und nimmt Anleihen aus Psycho-
logie, Soziologie und Neurologie
(„Neuroökonomie“). Ernst Fehr
hat bei Experimenten in Klein-
gruppen festgestellt, dass 30 Pro-
zent der Testpersonen grundsätz-
lich egoistisch agierten, während
50 Prozent unter bestimmten Be-
dingungen zum uneigennützigen
Zusammenarbeiten bereit waren.
Bei zehn Versuchen in Serie zeigte
sich, dass die anfänglich hohe Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit
kontinuierlich abnahm, bis zuletzt
nur noch zehn Prozent zur Zusam-
menarbeit bereit waren. Inter-
pretation: Trittbrettfahrer erschüt-
tern die Kooperationsbereitschaft
der brigen, die sich ausgenutzt
fühlen. Als die Probanden die
Möglichkeit erhielten, nicht ko-
operative Teilnehmer symbolisch
zu „bestrafen“, stieg die Zusam-
menarbeit massiv an. Die Zufrie-
denheit mit dieser Variante ließ
sich auch an den Gehirnströmen
ablesen.

Ernst Fehr,
Experimentalökonom

„Der Mensch ist
gar nicht so
egoistisch.“

stoßend. Drei Viertel der Schwei-
zer befürworten etwa staatliche
Gehaltsgrenzen für Manager, was
meines Erachtens eine schlechte
Lösung darstellt. In meiner Bera-
tungsfirma FehrAdvice entwi-
ckeln wir stattdessen Entloh-
nungskonzepte für Manager, in
denen echte Leistung belohnt
wird – und nicht bloß Zufall und
Glück. Bei der heute üblichen Be-
zahlung nach Aktienkurs oder Jah-
resgewinn werden oft Zufall und
Glück belohnt, und nicht die wirk-
liche Leistung der Manager.

Mehr Nachrichten
www.salzburg.com

Oberste Bibliothekarin
ist Managerin des Jahres
Die Generaldirektorin der Öster-
reichischen Nationalbibliothek, Jo-
hanna Rachinger, wird von der
Wirtschaftsuniversität (WU) für ih-
re Leistungen als WU-Managerin
des Jahres ausgezeichnet. Rachin-
ger kombiniere „visionäre und mu-
tige Managementfähigkeiten und
einen exzellenten Führungsstil“,
lautet die Begründung der Jury.

Laudas Ex-Sponsor in
Vaduz vor Gericht
Der Gründer der liechtensteini-
schen Finanzgruppe Money Ser-
vice Group, Michael Seidl (41),
steht ab heute, Dienstag, in Vaduz
vor Gericht. Der Deutsche soll An-
leger um 36 Mill. Franken (29,7
Mill. Euro) betrogen haben. In Ös-
terreich wurde Seidl als Sponsor
von Niki Laudas Kapperl, in der
Formel 1 und beim ÖSV bekannt.
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Die Steigerung
des Gewinns ist
nicht die einzige
Triebfeder ökono-
mischen Handelns,
haben Experimen-
te gezeigt.
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Wille zur Kooperation
schlägt den Eigennutz


